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Antragsteller*in: Erik Marquardt (KV Friedrichshain-Kreuzberg)

Änderungsantrag zu E-01

Von Zeile 202 bis 204 einfügen:
Übergangszeit innerhalb der Union freizügigkeitsberechtigt nach denselben Regelungen wie
Unionsbürger*innen werden. Auch eine Einschränkung der Freizügigkeit innerhalb eines
Ankunftslandes lehnen wir ab. Perspektivisch brauchen wir ein einheitliches Asylverfahren nach
gemeinsamen Regelungen, die die flüchtlingsrechtlichen Vorgaben des Völkerrechts umfassend 

Begründung

Die Genfer Flüchtlingskonvention gewährt Geflüchteten in Artikel 26 grundsätzlich Freizügigkeit,
„vorbehaltlich der Bestimmungen, die allgemein auf Ausländer unter den gleich
en Umständen Anwendung finden.“
Es ist momentan ein Verfahren beim Bundesverwaltungsgericht anhängig. Im Rahmen dieses
Verfahrens hat der EuGH die Zulässigkeit einer solchen Wohnsitzauflage spezifiziert.
Danach darf eine Wohnsitzauflage gegenüber (zumindest) subsidiär Schutzberechtigten, die
Leistungen der sozialen Sicherung erhalten, nicht zum Zweck der gleichmäßigen Verteilung von
Sozialleistungen innerhalb Deutschlands auferlegt werden, unter bestimmten Voraussetzungen aber
zur Förderung der Integration.

Es ist also unabhängig von der politischen Frage höchst fragwürdig, ob die Wohnsitzauflage nach §12a
Aufenthaltsgesetz überhaupt mit EU-Recht vereinbar ist. Hinzu kommt, dass man eine Einschränkung
der Freizügigkeit von Geflüchteten auch als Integrationshemmnis und Einschränkung grundlegender
Freiheiten ablehnen sollten. Schließlich sind es die Geflüchteten selbst, die entscheiden sollten und
wollen, wo sich am besten zu Hause fühlen. Seit Jahr und Tag streiten wir gegen die Residenzpflicht.
Wir sollten uns nun auch klar zur Wohnsitzauflage positionieren.

Weitere Antragsteller*innen

Volker Beck (KV Köln); Madeleine Henfling (KV Ilm-Kreis); Daniel Wesener (KV Friedrichshain-
Kreuzberg); Jamila Schäfer (KV München); Rasmus Andresen (KV Flensburg); Jessica Messinger (KV
Stuttgart); Jürgen Kasek (KV Leipzig); Stefan Lange (KV Neukölln); Rhea Niggemann (KV Neukölln);
Katrin Schmidberger (KV Friedrichshain-Kreuzberg); Sarah Jermutus (KV Friedrichshain-Kreuzberg);
Annika Gerold (KV Friedrichshain-Kreuzberg); Eva Pfannerstill (KV Mainz); Lena Tietgen (KV Kreisfrei/
LAG-Kultur Berlin); Philipp Bläß (KV Friedrichshain-Kreuzberg); Claudia Giesler (KV Friedrichshain-
Kreuzberg); Sara Nanni, (KV Münster); Ralf Henze (KV Odenwald-Kraichgau); Dr. Philipp Schmagold (KV
Kiel)
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